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Die Entstehung und Entwicklung des 
Berufsbildungssystems in der Schweiz 1880-1930 – 
Föderalismus als ‚Reformlabor’ für die Berufsbildung 
Esther Berner, Hans-Jakob Ritter 
1. Einleitung 
Das schweizerische Berufsbildungssystem ist hinsichtlich seiner Entstehung 
und Entwicklung nur wenigen bekannt.1 Es wird heute, nicht zu Unrecht, als  
„dual “ bezeichnet. Die duale Berufsbildung in der Schweiz gilt heute als ein 
wandlungsfähiges, reformoffenes und zukunftsfähiges Modell. Die Beson-
derheit des Schweizer Berufsbildungssystems ist dabei im ausgeprägten Fö-
deralismus zu sehen, aber auch darin, dass unterschiedliche Akteure in den 
Regelungs- und Ausgestaltungsprozess der Berufsbildung einbezogen wer-
den. Dieser Einbezug und die föderale Struktur führen dabei, so möchten wir 
argumentieren, zur Reformoffenheit des schweizerschen Berufsbildungssy-
stems. In einem föderalen Umfeld bildete sich eine nationale Berufsbildungs-
politik, getragen vom Bund, den Kantonen und den Berufsverbänden aller-
dings nur langsam aus. In unserem Beitrag möchten wir näher auf die Ent-
wicklung im Zeitraum von 1884 (erster Bundesbeschluss zur Berufsbildung) 
bis 1930 (erstes Bundesgesetz zur beruflichen Bildung) eingehen, der als 
Entstehungs- und Etbalierungsphase der schweizerischen Berufsbildung 
bezeichnet werden kann. Dabei unterstreichen wir die aktive Rolle der Kan-
tone bei der Ausbildung der schweizerischen Berufsbildung. Entgegen dem 
Vorurteil, dass föderale Strukturen zu Trägheit in der politischen Entschei-
dungsfindung führen, möchten wir zeigen, dass bedingt durch den schweize-
rischen Föderalismus die Kantone als Reformlabore für die Berufsbildung 
gelten können (Gonon 2009), in welchen Varianten erprobt und kommuni-
ziert, aber auch die Entwicklung einer vielgestaltigen schweizerischen Be-
rufsbildung angestoßen wurde.  
	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
1 Unser Beitrag stellt die Ergebnisse der ersten Phase unseres Forschungsprojekts „Die 
Entwicklung und Dynamik der schweizerischen Berufsbildung – eine akteurs- und 
pfadgebundene Perspektive“ unter der Leitung von Prof. Dr. Philipp Gonon vor. Es wird 
vom Schweizerischen Nationalfonds unterstützt und hat ab Sommer 2009 eine Laufzeit von 
drei Jahren. Im Projekt untersuchen wir die Entwicklung des Schweizerischen 
Berufsbildungssystems aus einer historisch-institutionalistischen Perspektive (vgl. Thelen 
2004).  
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2. Der Bund und die Kantone 
2.1 Die Berufsbildungspolitik des Bundes 
In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts bildete sich in der Schweiz der 
Bundesstaat aus. So kann beobachtet werden, wie mit der zweiten Bundes-
verfassung ab 1874 immer mehr gesetzgeberische Kompetenzen, die ur-
sprünglich den Kantonen vorbehalten waren, an den Bund übertragen wurden 
(vgl. Schweizer, Zelger 2009). Doch blieb die bundesstaatliche Gewalt lange 
relativ schwach ausgestattet, was den Kantonen einen verhältnismäßig weiten 
Handlungsspielraum gab. Da eine verfassungsmäßige Grundlage fehlte, in-
tervenierte 1884 der Bund so auch nicht mittels eines Gesetzes, sondern eines 
Bundesbeschlusses zum ersten Mal zugunsten der beruflichen Bildung. Mit 
dem Bundesbeschluss von 1884 „zur gewerblichen und industriellen Bil-
dung“ begann der Bund, berufsbildende Anstalten finanziell zu fördern. Die 
Subventionen schufen für die Kantone einen Anreiz, selbst in die Berufsbil-
dung zu investieren, denn die Höhe der bundesstaatlichen Subvention konnte 
bis zu 50 Prozent der von den übrigen Trägern aufgebrachten Aufwendungen 
für berufsbildende Institutionen betragen (Kübler 1986, 22). Dem Bundesbe-
schluss ging dabei eine Umfrage bei den Kantonen, verschiedenen Verbän-
den und Experten voraus, die erkundete, wie das Gewerbe, das durch die 
Industrialisierung und die Internationalisierung der Konkurrenz in Bedräng-
nis geraten war, zu fördern sei. Neben anderen Vorschlägen nannten die 
meisten Beteiligten die Förderung der Berufsbildung (Botschaft des Bundes-
rathes 1883), worauf der Bund den genannten Beschluss erließ. Förderung 
der Berufsbildung bedeutete vor allem Gewerbeförderung und war somit 
wirtschaftspolitisch motiviert. Man war der Ansicht, dass man über die För-
derung der Berufsbildung die Qualität der Arbeit, die Innovations- und Kon-
kurrenzfähigkeit des einheimischen Handwerks und Gewerbes verbessern 
könne. In den nächsten Jahrzehnten folgten weitere Bundesbeschlüsse, wel-
che die kaufmännische oder die hauswirtschaftliche Berufsbildung betrafen. 
Erst 1908 erhielt der Bund mit einer Verfassungsrevision die Kompetenz, 
einheitliche Bestimmungen im Bereich des Gewerbes zu erlassen, wozu die 
Berufsbildung gezählt wurde. Nun beschloss man, kein allgemeines Gewer-
begesetz, sondern ein spezifisches Bundesgesetz zur Berufsbildung zu erlas-
sen (vgl. Bauder 2008). Dieses trat allerdings erst 1933 nach einem langen 
Gesetzgebungsprozess in Kraft.  
Bevor das „Bundesgesetz über die berufliche Ausbildung“ 1933 in Kraft 
trat, war der Bund somit ein verhältnismäßig schwacher Akteur in Bezug auf 
die Berufsbildung. Er förderte und prägte die Berufsbildung vor allem mittels 
Subventionen und ließ den Kantonen Handlungsspielraum für deren gesetzli-
che Ausgestaltung. Gerade deshalb wurden in der Zwischenzeit die Kantone 
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aktiv. Seit 1890 begannen verschiedene Kantone, das Lehrlingswesen gesetz-
lich zu regeln, führten Schutzbestimmungen für Lehrlinge und Bestimmun-
gen zum Lehrvertrag ein. Während es unbestritten war, dass die Kantone im 
Bereich von Bildung und Unterricht legiferieren konnten, kam es allerdings 
immer wieder zur Frage, ob der Bund oder der Kanton befugt sei, Bestim-
mungen zum Lehrvertrag und Schutzbestimmungen zu erlassen.  
2.2 Das Beispiel des Kantons Neuenburg 
Als Erster erließ in der Westschweiz der Kanton Neuenburg 1890 ein „Loi 
sur la protection des apprentis“. Es lohnt sich, den Gesetzgebungsprozess 
genauer zu untersuchen, denn dabei wird ersichtlich, wie im Kanton Neuen-
burg und damit auf der Ebene der Kantone, verschiedene Reformvorschläge 
zur Berufsbildung diskutiert wurden und sich schließlich, wie dem Titel des 
Gesetzes zu entnehmen ist, ein umfassendes Lehrlingsschutzgesetz durch-
setzte, das neben einem wirtschaftspolitischen, vor allem einen sozialpoliti-
schen Zweck hatte.  
Schutzbestimmungen wurden allerdings erst auf Veranlassung verschie-
dener Parlamentarier und Berufsverbände in das Gesetzesprojekt aufgenom-
men. Das Gesetzesvorhaben für das spätere Lehrlingsschutzgesetz zielte 
zuerst lediglich auf die Etablierung von fakultativen Lehrabschlussprüfungen. 
Auf diese Weise wollte man im Kanton Neuenburg, in dem die Uhrenindu-
strie traditionellerweise ein wichtiger Wirtschaftsfaktor war und seit Mitte 
des 19. Jahrhunderts einige vollzeitliche Berufs- oder Uhrmacherschulen 
existierten, vor allem die Verhältnisse in den betrieblichen Lehren verbessern 
und die berufliche Ausbildung fördern. Als weitere Reformvorschläge disku-
tierte man allerdings auch eine Umwandlung der betrieblichen Lehren in 
vollzeitliche Berufsschulen und eine Regelung, die den Behörden das Recht 
zugestanden hätte, die Lehren im Betrieb zu beaufsichtigen. Beide Maßnah-
men seien allerdings zu umständlich und kostspielig, argumentierte der Neu-
enburger Staatsrat noch1889 in seinem Bericht (Rapport, Séance 4. Nov. 
1889).  
In der Parlamentsdebatte wurden nun allerdings Stimmen laut, die einen 
wirksameren Schutz vor Ausbeutung in der betrieblichen Lehre einforderten 
und einen entsprechenden Ausbau des Gesetzesprojekts verlangten. Die Re-
gierungsvertreter wehrten vorerst ab, und meinten, dass die Einführung von 
Schutzmaßnahmen Sache des Bundes sei (Premier débat, Séance 6. Nov. 
1889). Das Gesetzesprojekt wurde schließlich vom Parlament an eine Kom-
mission zur Prüfung und Neuausarbeitung überwiesen. Gleichzeitig wurde 
der Regierungsrat beauftragt, eine Umfrage bei Berufsverbänden und Ge-
werkschaften zu unternehmen. Diese unterstützten beinahe einhellig ein Ge-
setzesprojekt, das die Rechte von Meister und Lehrling festhielt, die Lehrab-
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schlussprüfungen für obligatorisch erklärte und die Berufsverbände an der 
Aufsicht über die Lehrverhältnisse beteiligte (Rapport, Séance 20. Nov. 
1890). Aufgrund dieser Umfrage baute die Kommission das Gesetzesvorha-
ben aus und nahm dabei vor allem auf den Reformvorschlag Rückgriff, den 
Behörden das Recht einzuräumen, die betrieblichen Lehren zu beaufsichti-
gen. Indem nun beispielsweise eine Arbeitszeitbeschränkung eingeführt und 
der Meister verpflichtet wurde, den Lehrling nur für Arbeiten des zu erler-
nenden Berufs zu beschäftigen, enthielt das Lehrlingsgesetz nun deutlich 
Schutzbestimmungen. Weitere Punkte stellten die Verpflichtung zu einem 
schriftlichen Lehrvertrag, die Organisation von fakultativen Lehrabschluss-
prüfungen und die Ausstellung eines kantonalen Diploms dar. Kernpunkt des 
Gesetzes war allerdings die Übertragung der Aufsicht über die Lehrverhält-
nisse an die Gemeinden oder an die Berufsverbände. Diese sollten Aufsichts-
kommissionen bilden, die je zur Hälfte aus Arbeitnehmern und aus Arbeitge-
bern zu bestehen hatten. Delegierte dieser Aufsichtskommissionen hatten 
dabei das Recht, die Lehrlinge an ihrer Arbeitsstelle zu besuchen und bei 
Missständen zu intervenieren (ebd.; loi sur la protection des apprentis 1890).  
In der Parlamentsdebatte von 1890 wurde das neue Gesetzesvorhaben 
begrüßt (Discussion, Séance 20. Nov.1890). Zur Frage, ob der Kanton be-
rechtigt sei, im Bereich des Lehrlingswesens zu legiferieren, meinten die 
Regierungsvertreter nun, dies sei der Fall (ebd.). Hatten sie doch beim Bun-
desrat angefragt, ob sie den Lehrvertrag gesetzlich regeln könnten. Gleichzei-
tig war allerdings bei der Prüfung und Beratung des Gesetzesvorhabens, das 
Problem aufgetaucht, dass mit einer Regelung des Lehrvertrags Bundeskom-
petenzen verletzt würden, was von einem Gutachter bestätigt worden war. Da 
das schweizerische Obligationenrecht lediglich einen mündlichen Vertrag 
verlangte, schrieb man im Gesetz, um Kompetenzkonflikte mit der Bundes-
gesetzgebung zu vermeiden, nicht vor, dass der Lehrvertrag schriftlich sein 
soll, sondern verbot es dem Meister, einen Lehrling ohne schriftlichen Ver-
trag anzustellen und wandelte somit diese Bestimmungen des Gesetzes zum 
Lehrvertrag in eine Polizeimaßnahme um (Rapport, Séance du 20 novembre).  
Mit geringfügigen Änderungen wurde das Lehrlingsschutzgesetz in der 
Parlamentsdebatte schließlich angenommen. Das Lehrlingschutzgesetz des 
Kantons Neuenburg schuf mit seinen Bestimmungen schließlich einen „fait 
accompli“ und spurte die weitere Entwicklung in der Schweiz vor. Es fand 
bald Nachahmer in anderen Kantonen der West- und nach 1900 in der 
Deutschschweiz. Gleichzeitig erfuhr das kantonale Lehrlingsschutzgesetz 
verschiedene Revisionen und Ergänzungen, die sich teilweise an der Ent-
wicklung in anderen Kantonen und nach 1930 an der Bundesgesetzgebung 
orientierten.  
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3.  Die kantonale Lehrlingsgesetzgebung in Konflikt mit 
eidgenössischem Recht 
Die Lehrvertragsfrage, also die Frage, ob es sich bei diesem um einen ge-
wöhnlichen privatrechtlichen Vertrag zwischen Personen handle oder, ange-
sichts des zugrunde liegenden Ausbildungsverhältnisses, um einen Vertrag 
sui generis, war im ausgehenden 19. Jahrhundert einer von zwei zentralen 
Diskussionspunkten in der Ausdifferenzierung des modernen Verständnisses 
beruflicher Bildung. Seit 1883 war ein schweizerisches Obligationenrecht 
(Privatrecht) in Kraft, das den Dienstvertrag zwischen Personen im Allge-
meinen regelte. Zum Lehrvertrag existierten darin keine speziellen Bestim-
mungen. Als die Kantone ab 1890 daran gingen, Lehrlingsgesetze zu erlas-
sen, sahen sie sich vor die Frage gestellt, ob ihnen die Kompetenz zukomme, 
Bestimmungen über den Lehrvertrag darin aufzunehmen, oder ob sie damit 
mit dem bundesweit gültigen Obligationenrecht in Konflikt gerieten.  
Eine zweite Frage bezog sich auf den Status des Fabriklehrlings: War 
dieser in erster Linie als in einem fabrikmäßigen Betrieb arbeitende Person zu 
betrachten und zu behandeln oder als Auszubildender, und zwar unabhängig 
davon, ob er im kaufmännischen oder gewerblichen Sektor, in einer Fabrik 
oder Werkstatt angestellt war? Als in der Fabrik Arbeitender war er dem 
„Bundesgesetz betreffend die Arbeit in den Fabriken“ von 1877 unterstellt. 
Dieses enthielt Schutzbestimmungen betreffend Erwachsene, Kinder und 
Jugendliche, die in Fabriken arbeiteten. Lehrlinge wurden darin keine er-
wähnt. Verschiedene Kantone sahen nun vor, Bestimmungen zum Lehrlings-
schutz in ihre Lehrlingsgesetze aufzunehmen. Zumindest mit Bezug auf die 
Fabriklehrlinge stellte sich also wiederum ein Kompetenzkonflikt zwischen 
Bund und Kantonen ein.  
In beiden Fällen, der Lehrvertragsfrage und der Frage des Status des Fa-
briklehrlings, ging es um die Entscheidung, ob der Lehrling in erster Linie 
ein Auszubildender oder ein Arbeitnehmender in einer gewissen Branche sei. 
Der Entscheid fiel zu Beginn des 20. Jahrhunderts, und zwar zugunsten der 
Auffassung des Lehrlings als einem zu Erziehenden und (Auszu-)Bildenden.  
Der Konflikt, den die ambivalente Gesetzeslage im Bereich von Ver-
tragsrecht, Fabrikgesetzgebung und Lehrlingsgesetzen erzeugte, wurde im 
Verlauf einer längeren Periode über verschiedene Etappen gelöst. Ausschlag-
gebend waren Anfragen von verschiedenen Kantonen, die sich zu unter-
schiedlichen Zeitpunkten betreffend Gesetzgebungskompetenz an den Bun-
desrat wendeten. Für die Argumentation dieses Beitrags von besonderer Be-
deutung ist nun, dass der Bundesrat trotz Ähnlichkeit der jeweiligen Sachlage 
zu unterschiedlichen Zeitpunkten zu unterschiedlichen Schlussfolgerungen 
gelangt ist, und zwar in Abhängigkeit zu den Entwicklungen, die inzwischen 
auf kantonaler Ebene stattgefunden hatten. Die folgenden Ausführungen 
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zeigen, dass sich die Antwortfindung auf die anstehenden Fragen nur mit 
Blick auf die Abfolge einer Reihe von Interaktionen zwischen Bund und 
Kantonen nachvollziehen lässt; zu berücksichtigen sind des Weiteren Nach-
ahmungseffekte zwischen den Kantonen. 
Gonon (2009) hat darauf hingewiesen, dass der kantonalen Berufsbil-
dungsgesetzgebung im Vorfeld des ersten eidgenössischen Berufsbildungsge-
setzes von 1930 der Charakter eines „Reformlabors“ zugekommen ist.  
„Eine Vielzahl von Kantonen und eine noch grössere Vielzahl von Akteuren ist in der 
Lage, eigene Erfahrungen in einem nicht-zentralisierten Prozess zu sammeln, die aber [,] 
gegenseitig kommuniziert, auch gegenseitiges Lernen ermöglichen“ (S. 262). 
Föderalismus weist in dieser Form, als „Laboratory Federalism“, ein beson-
deres Reformpotenzial auf (Vgl. Kerber, Eckardt (2007, S. 232): „Since 
 the 1990s, some literature has developed in the context of the economic 
theory of federalism, which analyses the advantages of decentralized federal 
systems in regard to the innovation and diffusion of new policies. The con-
cept of ‚laboratory federalism‘ sees the experimentation with new policies 
and the ensuing possibility of mutual learning about superior policies as an 
essential characteristic of federal systems.“). 
3.1 Die Lehrvertragsfrage... 
Als Ergebnis zivilrechtlicher Vereinheitlichungsbestrebungen des Bundes trat 
1883 das erste Bundesgesetz über das Obligationenrecht in Kraft. Dieses 
regelte nun den privatrechtlichen Dienstvertrag. Dass der Vertrag zwischen 
Lehrling und Lehrmeister darin keine besondere Erwähnung fand, konnte in 
zweierlei Richtungen interpretiert werden: Entweder in dem Sinn, dass das 
Lehrverhältnis vertraglich gleich zu behandeln sei wie der gewöhnliche Ar-
beitsvertrag; oder so, dass die Kantone berechtigt seien, in diesem Bereich zu 
legiferieren, solange der Bund seine diesbezügliche Kompetenz nicht wahr-
nimmt. Bereits der Kanton Neuenburg, der 1890, wie erwähnt, als erster 
Kanton ein Lehrlingsgesetz ausarbeitete, wandte sich bezüglich der Lehrver-
tragsfrage an den Bundesrat. Der Bundesrat gab dem Gesetzesvorhaben grü-
nes Licht, und zwar mit folgendem Argument: Da es sich beim Lehrvertrag 
um einen „contrat d’enseignement professionel“ handle, komme den Kanto-
nen, die – vergleichbar mit den Bundesländern in Deutschland – für Schule 
und Unterricht zuständig sind, eine entsprechende Befugnis zu (vgl. SAVOY 
1910). Daraufhin nahm das Neuenburger „Loi sur la protection des appren-
tis“ (1890) in Art. 8 Bestimmungen zum schriftlichen Lehrvertrag auf; vor-
sichtshalber wurde darin aber nicht die Schriftlichkeit des Vertrages verlangt, 
sondern es wurde darin dem „patron“ untersagt, einen Lehrling ohne schrift-
lichen Vertrag anzunehmen. Dieselbe Frage bezüglich Lehrvertrags stellte 
sich zwei Jahre später im Kanton Genf (vgl. ebd.). Auch Genf nahm Bestim-
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mungen zum Lehrvertrag in sein Gesetz von 1892 auf, erklärte den Abschluss 
eines solchen – ebenfalls im Sinn einer Vorsichtsmaßnahme – als fakultativ. 
Es verstrichen weitere Jahre, ohne dass die Frage des Lehrvertrags eine 
grundsätzliche und verbindliche Regelung erfahren hätte. Dies führte dazu, 
dass der Bundesrat 1895 (mittels Motion) aufgefordert wurde, binnen zweier 
Jahre auf Beschluss- oder Gesetzesweg, eine Klärung der Kompetenzfrage 
herbeizuführen. In der Diskussion des Gegenstandes anlässlich der Bundes-
versammlung vom 12. Juni wurde auf die Antwort des Bundesrates auf die 
Anfrage des Kantons Neuenburg von 1890 verwiesen (Motion von Herrn 
Ständerat Bossy und Mitunterzeichnern […] 1895). Die Motion wurde dar-
aufhin zurückgezogen, ergänzende Ausführungen im schweizerischen Obli-
gationenrecht waren nicht vorgesehen (vgl. Savoy 1910). Die Zeit für eine 
Festlegung auf Gesetzebene war damit offenbar noch immer nicht reif. 
3.2  ... und die Frage des Status des Fabriklehrlings 
Die Lehrvertragsfrage bildete auch im Kanton Zürich den Ausgangspunkt 
eines Konfliktes, und zwar zwischen dem Zürcher Regierungsrat und zwei im 
Kanton ansässigen Fabrikunternehmen. Mit der Lehrvertragsfrage kreuzte 
sich in diesem Fall allerdings ein weiterer Streitpunkt, der sich speziell mit 
Bezug auf in Fabriken angestellte Lehrlinge ergab. Auch in Zürich hatte man 
sich nach kritischer Erörterung der Kompetenzfrage dazu entschlossen, Be-
stimmungen zum Lehrvertrag in das „Gesetz betreffend das Lehrlingswesen“ 
von 1906 aufzunehmen. Die in Winterthur ansässige Firma der Gebrüder 
Sulzer und die Schweizerische Lokomotiv- und Maschinenfabrik weigerten 
sich allerdings, ihre Ausbildungsverhältnisse den kantonalen Bestimmungen 
zu unterwerfen. Begründet wurde dies mit Verweis auf das seit 1877 beste-
hende eidgenössische Fabrikgesetz. Denn diesem seien ihre Lehrlinge wie 
alle anderen in der Fabrik Arbeitenden unterstellt und nicht dem kantonalen 
Lehrlingsgesetz. Damit trat nun also mit Bezug auf die Fabriklehrlinge die 
Grundsatzfrage auf, ob diese dem eidgenössischen Fabrikgesetz oder den 
kantonalen Lehrlingsgesetzen unterstellt seien.  Tatsächlich sprach die Bun-
desverfassung von 1874 (Art. 34: „Der Bund ist befugt, einheitliche Bestim-
mungen über die Verwendung von Kindern in den Fabriken und über die 
Dauer der Arbeit erwachsener Personen in denselben aufzustellen. [...]“) dem 
Bund als den Kantonen übergeordnete Instanz die Kompetenz zu, über die 
Arbeit in den Fabriken gesetzliche Bestimmungen zu erlassen. Das Fabrikge-
setz sah allerdings weder einen Lehrvertrag noch überhaupt einen gesonder-
ten Status des Lehrlings vor. Im Gegensatz zu den Lehrlingsgesetzen fanden 
sich darin auch keine Pflichten eines Lehrherrn, etwa die Auszubildenden für 
den Besuch eines berufsbildenden Unterrichts von der Arbeit zu dispensieren.  
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Interessant ist nun, wie der Bundesrat innerhalb von nur zwei Jahren sei-
ne Position in der zur Diskussion stehenden Sache grundlegend änderte. 
Denn die in Zürich aufgeworfene Frage war bereits 1904 im Kanton Basel-
Stadt anlässlich der Ausarbeitung seines Lehrlingsgesetzes aufgekommen. 
Als sich Basel-Stadt damals an den Bundesrat wandte, erhielt er die Antwort, 
dass allein der Bund über die Arbeitsbedingungen der in Fabriken arbeiten-
den Personen, inklusive Lehrlinge, zu bestimmen habe (vgl. Savoy 1910). In 
seiner Antwort an Zürich lehnte nun aber der Bundesrat die Auffassung ab, 
dass das kantonale Lehrlingsgesetz insgesamt keine Anwendung auf die 
berufliche Ausbildung in den Fabriken finde; denn in jenen Teilbereichen, 
über die das Fabrikgesetz keine Bestimmungen enthalte, behielten die Kanto-
ne ihre Gesetzgebungsbefugnis. Ausschlaggebend wurde dabei das Faktum, 
dass schließlich verschiedene andere Kantone die Fabriklehrlinge ihren Lehr-
lingsgesetzen explizit unterstellt hätten (vgl. Fazan 1981). Die Auslegung des 
Bundes zugunsten der kantonalen Lehrlingsgesetzgebung brachte immerhin 
mit sich, dass auch die Vorsteher fabrikmäßiger Betriebe ihren Auszubilden-
den die Möglichkeit einräumen mussten, unter Umständen auch während der 
Arbeitszeit berufsbildenden Unterricht zu besuchen. 
Diese Auslegung befand sich schließlich in Übereinstimmung mit den 
parallel laufenden Entwicklungen im Bereich des Obligationenrechts. Dieses 
sollte im Rahmen der Schaffung eines Schweizerischen Zivilgesetzbuches 
(1907) revidiert werden. Das Ungenügen der ursprünglichen knappen Rege-
lung des Dienstvertrages war allgemein anerkannt. So wurden anlässlich der 
Revision, auch mit Bezug auf den Lehrvertrag, genauere Bestimmungen 
erlassen. Neu wurde etwa deren schriftliche Fixierung festgelegt, wie es die 
kantonalen Lehrlingsgesetze bereits vorschreiben wollten. Es wurde sogar 
festgehalten, dass der Meister den Lehrling fachgemäß auszubilden und ihm 
den Besuch des Unterrichts sowie die Teilnahme an der Lehrlingsprüfung zu 
ermöglichen habe. Auch das Fabrikgesetz wurde einer Revision unterzogen. 
In der neuen Fassung von 1914 zeigt sich, dass sich inzwischen ein Begriff 
von „Lehrling“ durchgesetzt hatte, der die Fabriklehrlinge selbstverständlich 
mit einschloss. Lediglich da man glaubte, ein „Bundesgesetzes über das 
Lehrlingswesen“ wäre in Kürze ausgearbeitet, verzichtete man auf nähere 
Ausführungen zur Berufslehre und verwies bezüglich des beruflichen Unter-
richts auf die kantonalen öffentlich-rechtlichen Bestimmungen, sprich die 
kantonalen Lehrlingsgesetze, deren Geltung für die Fabrikbetriebe nun also 
entschieden war!  
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4.  Fazit: Föderalismus als ‚Reformlabor’ 
In der ersten Phase der Entwicklung und Entstehung eines schweizerischen 
Berufsbildungssystems übernahmen die Kantone als wichtige Akteure für die 
Ausgestaltung der Berufsausbildung die Funktion eines Reformlabors. Die 
Kantone ergriffen die Initiative bei der Ausgestaltung der Berufslehre und 
schufen in politischen Aushandlungsprozessen Lösungen für bestehende 
Probleme. Dabei eröffnen sich allerdings Kompetenzkonflikte mit dem Bund 
und der bereits bestehenden Bundesgesetzgebung (Obligationenrecht, Fa-
brikgesetz), und zwar insbesondere bei der gesetzlichen Regelung des Lehr-
vertrags und bezüglich der Frage nach dem Status des Fabriklehrlings. Die 
Stellungnahmen und das Verhalten des Bundes orientierten sich an den zu 
verschiedenen Zeitpunkten von den Kantonen vorangetriebenen Entwicklun-
gen und neu geschaffenen Tatsachen.  
Im Kanton Neuenburg setzt sich entgegen dem ersten Vorschlag, fakulta-
tive Lehrabschlussprüfungen einzuführen, durch den Einbezug der Berufs-
verbände in den Gesetzgebungsprozess eine umfassende gesetzliche Rege-
lung der Lehrverhältnisse durch, mit der Schutzbestimmungen eingeführt, der 
Lehrvertrag gesetzlich geregelt und den Gemeinden und/oder den Berufsver-
bänden die Aufsicht über die Lehrverhältnisse gegeben wurde. Neben den 
wirtschaftspolitischen Motiven für diese gesetzliche Regelung wurden durch 
den Einbezug der Berufsverbände als weitere wichtige Akteure sozialpoliti-
sche Motive sichtbar. Am Beispiel des Kantons Neuenburg orientierten sich 
in der Folge weitere Kantone, wobei sie teilweise Bestimmungen übernah-
men oder aber, wie etwa in Bezug auf die Lehrvertragsfrage, andere Lösun-
gen anstrebten.  
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